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Bekanntmachungstext 

zur Ergänzungssatzung „Lindenweg Weißkeißel“ 

 

 

 

BEKANNTMACHUNG 
ÜBER DIE INKRAFTSETZUNG DER ERGÄNZUNGSSATZUNG  

„LINDENWEG WEIßKEIßEL“ GEMÄß § 34 Abs. 4 SATZ 1 NR. 3 BAUGB 

 

 

I. Ergänzungssatzung 

 

1. Der Gemeinderat hat am 26.03.2026 den Satzungsbeschluss zur Ergänzungssatzung „Lin-

denweg Weißkeißel“ bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festset-

zungen (Teil B) in der Fassung vom 26.03.2026 gefasst. 

 

2. Die Begründung in der Fassung vom 26.03.2026 wurde gebilligt. 

 

3. Die Ergänzungssatzung „Lindenweg Weißkeißel“ wird hiermit ortsüblich bekanntgemacht. Je-
dermann kann die Satzung mit dem zeichnerischen Teil mit textlichen Festsetzungen, dem 
Satzungstext und der Begründung in den Diensträumen des Sachgebietes Stadtplanung/Lie-
genschaften der Stadtverwaltung Weißwasser, Rathaus, Marktplatz in 02943 Weißwas-
ser/O.L., Zimmer Nr. 1.39, während der Dienstzeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft 
verlangen. 
 

Mo  9:00 – 12:00 Uhr 
Di 9:00 – 12:00 und 14:00 – 16:00 Uhr 
Mi 9:00 – 12:00 Uhr 
Do 9:00 – 12:00 und 14:00 – 18:00 Uhr 
Fr 9:00 – 12:00 Uhr 

 

"Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des 

BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 

Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 

und des Flächennutzungsplans oder/aber ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-

gel des Abwägungsvorgangs nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb von einem Jahr seit dieser 

Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sach-

verhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den Mangel des Abwägungsvorgangs 

begründen soll, ist darzulegen." 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädi-

gungsansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, 

deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist und des § 44 Abs.4 

BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der 

Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

"Schließlich wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den 

Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der zurzeit geltenden Fassung, Satzungen, die unter Verlet-

zung von Verfahrens - oder Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Be-

kanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn: 

 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die  

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 



 

 

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen Gesetzwidrigkeit  

widersprochen hat, 

 

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist: 

  a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter 

Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend-

gemacht worden ist. 
 
  


